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Antrag 

der Abgeordneten Rene Dierkes, Martin Böhm, Dieter Arnold, Christoph Maier und 
Fraktion (AfD) 

Fachliche und finanzielle Mitwirkung im sogenannten Weltklimarat  
(Intergovernmental Panel on Climate Change, kurz: IPCC) einstellen –  
nationale Politikberatung zu Klimathemen einrichten 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert,  

─ sich auf Bundesebene dafür einzusetzen, 

─ dass die Mitwirkung der Bundesrepublik Deutschland am Intergovernmental Pa-
nel on Climate Change (IPCC, sogenannter Weltklimarat) eingestellt wird, ins-
besondere durch den Verzicht auf die Entsendung von Regierungsdelegationen 
zu IPCC-Plenar- und Arbeitsgruppensitzungen sowie die Einstellung jeglicher 
formalen Beteiligung an IPCC-Abstimmungs- und Billigungsprozessen, ein-
schließlich der Erarbeitung und Annahme der „Summary for Policymakers“ 
(SPM), 

─ dass die finanzielle Mitwirkung der Bundesrepublik Deutschland am IPCC ein-
gestellt wird, indem sämtliche Beiträge, projektbezogenen Zuwendungen, Un-
terstützungsleistungen und sonstigen Zahlungen an den IPCC oder mit ihm ver-
bundene Strukturen beendet werden, 

─ dass eine nationale, transparent arbeitende wissenschaftliche Politikberatung 
zu Umwelt- und Klimathemen eingerichtet wird, die strikt zwischen empirischem 
Befund, modellbasierten Projektionen, Wertungen und politischen Hand-
lungsoptionen unterscheidet und deren Arbeitsweise, Datenbasis, Annahmen, 
Unsicherheiten sowie fachliche Positionen vollständig dokumentiert und veröf-
fentlicht werden. 

─ sich auf EU-Ebene für die Einstellung der Finanzierung des IPCC einzusetzen, ins-
besondere für die Einstellung der regelmäßigen Zahlungen der EU an den IPCC 
Trust Fund. 

 

 

Begründung: 

Die Forderungen dieses Antrags sind darauf ausgerichtet, die beschriebenen Risiken, 
die durch das Wirken des IPCC für die politische Meinungs- und Entscheidungsbildung 
ausgehen, zu minimieren: die übergroße Wirkung verdichteter Informationen, die man-
gelnde Sichtbarkeit unterschiedlicher wissenschaftlicher Bewertungen und die Gefahr, 
modellbasierte Aussagen als sichere Tatsachen zu behandeln. Zugleich wird der Weg 
frei für eine nationale wissenschaftliche Beratung, die unterschiedliche fachliche Bewer-
tungen sichtbar darstellt, die Grundlagen und Annahmen offenlegt und Aussagen auf 
der Basis von Modellen und Szenarien nachvollziehbar einordnet, damit deren Aussa-
gekraft und Grenzen klar erkennbar sind. 
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Der IPCC und insbesondere die SPM haben in Deutschland erheblichen Einfluss auf 
politische Debatten, Gesetze und Entscheidungen der Verwaltung. Sie prägen häufig, 
wie Probleme auf entsprechenden Ebenen eingeordnet und welche Lösungsmaßnah-
men als notwendig angesehen werden. Gerade bei einem solch großen Einfluss ist ent-
scheidend, dass unterschiedliche wissenschaftliche Einschätzungen, Gegenpositionen 
und Minderheitsmeinungen klar sichtbar bleiben. Dies ist nur unzureichend der Fall. Zu 
kritisieren ist insbesondere, dass die Darstellungen des IPCC in der Praxis häufig ein-
seitig wirken und abweichende wissenschaftliche Bewertungen in der öffentlichen Ver-
mittlung nicht berücksichtigt werden. Dadurch besteht die Gefahr, dass komplexe Sach-
verhalte verkürzt oder nur aus einer Richtung betrachtet werden und sich diese eine 
Sichtweise als vermeintlich endgültiger „Stand der Wissenschaft“ festsetzt. Dies steht 
einer verantwortungsvollen, auf wissenschaftlichen Grundsätzen basierenden Ent-
scheidungsfindung entgegen. 

Weiterhin ist zu kritisieren, dass sich zentrale, in Veröffentlichungen des IPCC ge-
troffene, Aussagen in erheblichem Umfang auf Modelle und Annahmen von Szenarien 
stützen. Modellrechnungen sind als Methode grundsätzlich von Annahmen abhängig 
und müssen deshalb kritisch geprüft werden. Ihre Ergebnisse dürfen nicht unbesehen 
als sicher eintretende Vorhersagen verstanden werden. Wo modellbasierte Aussagen 
in der politischen Praxis wie feststehende Tatsachen behandelt werden, wächst das 
Risiko von Fehlentscheidungen, und das ist im Zusammenhang mit SPM festzustellen. 
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